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Anlage 2 zum Vertrag vom __________________  zwischen 

Träger der praktischen Ausbildung, 1, Anschrift 
 

- im Folgenden „Verantwortlicher/Auftraggeber genannt - 
 
 

und  

 
Landkreis Mainz Bingen 

vertreten durch die Landrätin Frau Dorothea Schäfer, 
Georg-Rückert-Str. 11 

55218 Ingelheim am Rhein  
als Träger der BBS Ingelheim am Rhein 

 
hier handelnd durch die 

 

Berufsbildende Schule Ingelheim  
Wilhelm-Leuschner-Straße 25  

55218 Ingelheim am Rhein 
Tel. 06132 / 7196-0, Fax 06132 / 7196-200 

 
 
 

- Im Folgenden „Auftragsverarbeiter oder Auftragnehmer“ genannt - 
  

über die Auftragsverarbeitung nach Art. 28 Abs. 3 DSGVO 
 
 



Anlage 2 -Auftragsverarbeitung nach Art. 28 Abs. 3 DSGVO  
 

Präambel  
Diese Anlage konkretisiert die Verpflichtungen der Vertragsparteien zum Datenschutz, die sich 
aus der im Kooperationsvertrag vom 14.02.2020 in ihren Einzelheiten beschriebenen Auftrags-
datenverarbeitung ergeben. Sie findet Anwendung auf alle Tätigkeiten, die mit dem Vertrag in 
Zusammenhang stehen und bei denen Beschäftigte des Auftragnehmers oder durch den Auf-
tragnehmer Beauftragte mit personenbezogenen Daten des Auftraggebers in Berührung kom-
men können. 
 

§ 1 Gegenstand, Dauer und Spezifizierung der Auftragsdatenverarbeitung 
Aus dem Vertrag vom 14.02.2020 ergeben sich Gegenstand und Dauer des Auftrags sowie 
Umfang und Art der Datenerhebung, -verarbeitung oder -nutzung.  
Die Laufzeit dieser Anlage richtet sich nach der Laufzeit des Vertrages, sofern sich aus den 
Bestimmungen dieser Anlage nicht darüberhinausgehende Verpflichtungen ergeben. Der Auf-
tragnehmer verarbeitet dabei personenbezogene Daten für den Auftraggeber im Sinne von 
Art. 4 Nr. 2 und Art. 28 DS-GVO auf Grundlage dieses Vertrages. Die vertraglich vereinbarte 
Dienstleistung wird ausschließlich in einem Mitgliedsstaat der Europäischen Union oder in ei-
nem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erbracht. Jede 
Verlagerung der Dienstleistung oder von Teilarbeiten dazu in ein Drittland bedarf der vorheri-
gen Zustimmung des Auftraggebers und darf nur erfolgen, wenn die besonderen Vorausset-
zungen der Art. 44 ff. DS-GVO erfüllt sind (z. B. Angemessenheitsbeschluss der Kommission, 
Standarddatenschutzklauseln, genehmigte Verhaltensregeln). Der Auftraggeber kann den 
Vertrag zur Auftragsdatenverarbeitung jederzeit ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn 
ein schwerwiegender Verstoß des Auftragnehmers gegen Datenschutzvorschriften oder die 
Bestimmungen dieses Vertrages vorliegt, der Auftragnehmer eine Weisung des Auftraggebers 
nicht ausführen kann oder will oder der Auftragnehmer Kontrollrechte des Auftraggebers ver-
tragswidrig verweigert. Insbesondere die Nichteinhaltung der in diesem Vertrag vereinbarten 
und aus Art. 28 DS-GVO abgeleiteten Pflichten stellt einen schweren Verstoß dar. 
 
2. Art und Zweck der Verarbeitung, Art der personenbezogenen Daten sowie  
Kategorien betroffener Personen:  
Im Einzelnen sind insbesondere die folgenden Daten Bestandteil der Datenver- 
arbeitung: 
 

Art der Datenverar- 
beitung nach Art 4 Nr. 1 
DS-GVO 

Zweck der Datenerhe-
bung, -verarbeitung  
oder –nutzung nach Art 4 
Nr. 2 DS-GVO 

Kreis der Betroffenen 
nach  Art. 4 Nr. 1 DS-GVO 

Daten des Auszubildenden: 
Vorname und Nachname, 
Anschrift, ggf. Sorgeberech-
tigte, , Kontaktdaten des 
Auszubildenden (Telefon-
nummer, E-Mail) 

Koordination der Ein-sätze, 
allg. Schulverwaltung, Aus-
bildungsstand, evtl. Ausbil-
dungsprobleme, Fehlzeiten 
und weitere arbeitsrechtlich 
relevanten Maßnahmen 

Betroffener Auszubildender, 
jeweiliger Träger der prakti-
schen Ausbildung, konkret 
an der Ausbildung be-
troffene Kooperationsein-
richtungen intern und ex-
tern, Agentur der Arbeit (bei 
Förderung nach AZAV) 

Daten des Ausbildungsbe-
triebes 
Name der Einrichtung/ des 
ambulanten Dienstes, An-
schrift, Kontaktdaten des 
Ausbildungsbetriebes, (Te-
lefonnummer, E-Mail); Kon-

Koordination der  
Einsätze, 
allg. Schulverwaltung, 
Ausbildungsstand, evtl. 
Ausbildungsprobleme, Fehl-
zeiten und weitere arbeits-
rechtlich relevanten Maß-
nahmen 

Betroffener Auszubildender, 
jeweiliger Träger der prakti-
schen Ausbildung, konkret 
an der Ausbildung be-
troffene Kooperationsein-
richtungen intern und ex-
tern, Agentur der Arbeit (bei 
Förderung nach AZAV) 



taktdaten und Name Praxis-
anleiter/in zur Koordination 
der Praxisbegleitung, 

 
3. Rechte und Pflichten sowie Weisungsbefugnisse des Auftraggebers  
Für die Beurteilung der Zulässigkeit der Verarbeitung gemäß Art. 6 Abs. 1 DS-GVO sowie für 
die Wahrung der Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 DS-GVO ist allein 
der Auftraggeber verantwortlich. Gleichwohl ist der Auftragnehmer verpflichtet, alle solche An-
fragen, sofern sie erkennbar ausschließlich an den Auftraggeber gerichtet sind, unverzüglich 
an diesen weiterzuleiten. Änderungen des Verarbeitungsgegenstandes und Verfahrensände-
rungen sind gemeinsam zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer abzustimmen und schrift-
lich oder in einem dokumentierten elektronischen Format festzulegen. Der Auftraggeber erteilt 
alle Aufträge, Teilaufträge und Weisungen in der Regel schriftlich oder in einem dokumentier-
ten elektronischen Format. Mündliche Weisungen sind unverzüglich schriftlich oder in einem 
dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen. Der Auftraggeber ist berechtigt, sich vor 
Beginn der Verarbeitung und sodann regelmäßig in angemessener Weise von der Einhaltung 
der beim Auftragnehmer getroffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen sowie 
der in diesem Vertrag festgelegten Verpflichtungen zu überzeugen. Der Auftraggeber infor-
miert den Auftragnehmer unverzüglich, wenn er Fehler oder Unregelmäßigkeiten bei der Prü-
fung der Auftragsergebnisse feststellt. Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle im Rahmen des 
Vertragsverhältnisses erlangten Kenntnisse von Geschäftsgeheimnissen und Datensicher-
heitsmaßnahmen des Auftragnehmers vertraulich zu behandeln. Diese Verpflichtung bleibt 
auch nach Beendigung dieses Vertrages bestehen.  
 
4. Pflichten des Auftragnehmers  
Der Auftragnehmer verarbeitet personenbezogene Daten ausschließlich im Rahmen der ge-
troffenen Vereinbarungen und nach Weisungen des Auftraggebers, sofern er nicht zu einer 
anderen Verarbeitung durch das Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Auf-
tragsverarbeiter unterliegt, hierzu verpflichtet ist (z. B. Ermittlungen von Strafverfolgungs- oder 
Staatsschutzbehörden); in einem solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem Verantwortli-
chen diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht 
eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen öffentlichen Interesses verbietet (Art. 28 
Abs. 3 Satz 2 lit. a DS-GVO). Der Auftragnehmer verwendet die zur Verarbeitung überlasse-
nen personenbezogenen Daten für keine anderen, insbesondere nicht für eigene Zwecke. Ko-
pien oder Duplikate der personenbezogenen Daten werden ohne Wissen des Auftraggebers 
nicht erstellt. Der Auftragnehmer sichert im Bereich der auftragsgemäßen Verarbeitung von 
personenbezogenen Daten die vertragsgemäße Abwicklung aller vereinbarten Maßnahmen 
zu. Er sichert zu, dass die für den Auftraggeber verarbeiteten Daten von sonstigen Datenbe-
ständen strikt getrennt werden. Die Datenträger, die vom Auftraggeber stammen bzw. für den 
Auftraggeber genutzt werden, werden besonders gekennzeichnet. Eingang und Ausgang so-
wie die laufende Verwendung werden dokumentiert. Bei der Erfüllung der Rechte der betroffe-
nen Personen nach Art. 12 bis 22 DS-GVO durch den Auftraggeber, an der Erstellung der 
Verzeichnisse von Verarbeitungstätigkeiten sowie bei erforderlichen Datenschutz-Folgeab-
schätzungen des Auftraggebers hat der Auftragnehmer im notwendigen Umfang mitzuwirken 
und den Auftraggeber soweit möglich angemessen zu unterstützen (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit e 
und f DS-GVO. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber unverzüglich darauf aufmerksam 
machen, wenn eine vom Auftraggeber erteilte Weisung seiner Meinung nach gegen gesetzli-
che Vorschriften verstößt (Art. 28 Abs. 3 Satz 3 DS-GVO). Der Auftragnehmer ist berechtigt, 
die Durchführung der entsprechenden Weisung solange auszusetzen, bis sie durch den Ver-
antwortlichen beim Auftraggeber nach Überprüfung bestätigt oder geändert wird. Der Auftrag-
nehmer hat personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis zu berichtigen, zu löschen 
oder deren Verarbeitung einzuschränken, wenn der Auftraggeber dies mittels einer Weisung 
verlangt und berechtigte Interessen des Auftragnehmers dem nicht entgegenstehen. Aus-
künfte über personenbezogene Daten aus dem Auftragsverhältnis an Dritte oder den Betroffe-
nen darf der Auftragnehmer nur nach vorheriger Weisung oder Zustimmung durch den Auf-
traggeber erteilen. Der Auftragnehmer erklärt sich damit einverstanden, dass der Auftraggeber 



- grundsätzlich nach Terminvereinbarung - berechtigt ist, die Einhaltung der Vorschriften über 
Datenschutz und Datensicherheit sowie der vertraglichen Vereinbarungen im angemessenen 
und erforderlichen Umfang selbst oder durch vom Auftraggeber beauftragte Dritte zu kontrol-
lieren, insbesondere durch die Einholung von Auskünften und die Einsichtnahme in die ge-
speicherten Daten und die Datenverarbeitungsprogramme sowie durch Überprüfungen und 
Inspektionen vor Ort (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. h DS-GVO). Der Auftragnehmer sichert zu, dass 
er, soweit erforderlich, bei diesen Kontrollen unterstützend mitwirkt. Der Auftragnehmer bestä-
tigt, dass ihm die für die Auftragsverarbeitung einschlägigen datenschutzrechtlichen Vorschrif-
ten der DS-GVO bekannt sind. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, bei der auftragsgemäßen 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten des Auftraggebers die Vertraulichkeit zu wahren. 
Diese besteht auch nach Beendigung des Vertrages fort. Der Auftragnehmer sichert zu, dass 
er die bei der Durchführung der Arbeiten beschäftigten Mitarbeiter vor Aufnahme der Tätigkeit 
mit den für sie maßgebenden Bestimmungen des Datenschutzes vertraut macht und für die 
Zeit ihrer Tätigkeit wie auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses in geeigneter 
Weise zur Verschwiegenheit verpflichtet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. b und Art. 29 DS-GVO). Der 
Auftragnehmer überwacht die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften in seinem 
Betrieb.  
 
5. Mitteilungspflichten des Auftragnehmers bei Störungen der Verarbeitung und bei Ver-
letzungen des Schutzes personenbezogener Daten  
 Der Auftragnehmer teilt dem Auftraggeber unverzüglich Störungen, Verstöße des Auftragneh-
mers oder der bei ihm beschäftigten Personen sowie gegen datenschutzrechtliche Bestim-
mungen oder die im Auftrag getroffenen Festlegungen sowie den Verdacht auf Datenschutz-
verletzungen oder Unregelmäßigkeiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten mit. 
Dies gilt vor allem auch im Hinblick auf eventuelle Melde- und Benachrichtigungspflichten des 
Auftraggebers nach Art. 33 und Art. 34 DSGVO. Der Auftragnehmer sichert zu, den Auftrag-
geber erforderlichenfalls bei seinen Pflichten nach Art. 33 und 34 DS-GVO angemessen zu 
unterstützen (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. f DS-GVO). Meldungen nach Art. 33 oder 34 DS-GVO 
für den Auftraggeber darf der Auftragnehmer nur nach vorheriger Weisung gem. Ziff. 4 dieses 
Vertrages durchführen.  
 
6. Technische und organisatorische Maßnahmen nach Art. 32 DS-GVO (Art. 28 Abs. 3 
Satz 2 lit. c DS-GVO)  
Es wird für die konkrete Auftragsverarbeitung ein dem Risiko für die Rechte und Freiheiten der 
von der Verarbeitung betroffenen natürlichen Personen angemessenes Schutzniveau gewähr-
leistet. Dazu werden mindestens die Schutzziele Vertraulichkeit, Verfügbarkeit und Integrität 
der Systeme und Dienste, sowie deren Belastbarkeit in Bezug auf Art, Umfang, Umstände und 
Zweck der Verarbeitungen derart berücksichtigt, dass durch geeignete technische und orga-
nisatorische Abhilfemaßnahmen das Risiko auf Dauer eingedämmt wird.  
 
7. Verpflichtungen des Auftragnehmers nach Beendigung des Auftrags, Art. 28 Abs. 3 
Satz 2 lit. g DS-GVO  
Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten hat der Auftragnehmer sämtliche in seinen Besitz 
gelangte Daten, Unterlagen und erstellte Verarbeitungs- oder Nutzungsergebnisse, die im Zu-
sammenhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, dem Auftraggeber auszuhändigen oder da-
tenschutzgerecht zu löschen bzw. zu vernichten/vernichten zu lassen.  
 
8. Salvatorische Klausel  
Sollten einzelne Teile dieser Vereinbarung unwirksam sein, so berührt dies die Wirksamkeit 
der Vereinbarung im Übrigen nicht.  
 

 


